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Deutſchland.
Berlin. Sitzung der Drei-Stände- Kurie am

21. Juni. Der Marſchall zeigte an, daß die freie Ge-
meinde zu Königsberg eine Dankadreſſe an den Vereinigten
Landtag eingeſandt habe, daß ſie dieſer aber als ſolcher
nicht annehmen könne. Zur Einſichtnahme wurde die Adreſſe
vom Marſchall im Sekretariat niedergelegt.

1) Nach Vortrag eines Entwurfs uber die Bitte hin-
ſichtlich des baldigen Erlaſſes einer Militair-Kirchenordnung
kam die Petition des Abg. Hirſch uüber Aufhebung des
Geleitszolles auf ruſſiſche und polniſche Juden zur Be-
rathung.

Polniſche Juden muſſen namlich, wenn ſie die Grenzen
nach Oſt- oder Weſtpreußen oder nach Poſen paſſiren, einen
Eingangszoll auf ihren Leib von 2 Thlr., und wenn ſie ſich
länger als 24 Stunden im Preußiſchen aufhalten und nicht
bloß durchreiſen, 5 Thlr. erlegen. Die ruſſiſchen Polen
ſind davon aber befreit. Dagegen muſſen preußiſche Juden,
wenn ſie die ruſſiſche Grenze uberſchreiten, 2 Thlr., ohne
Ruckſicht ob ſie ſich 24 Stunden aufhalten, und 30 Thlr.
Eingangs- und Leibzoll erlegen, ſobald ſie ſich auf längere
Zeit und bis zu einem Jahre in Rußland aufhalten. Jn
der Erörterung dieſer Angelegenheit, in der auch der Mi-
niſter v. Canitz das Wort ergriff, kam die Kurie zu dem
Antrage, daß die Abgaben welche die Juden als ſolche zu
zahlen haben aufgehoben wurden. Mit mehr als ge-
nehmigte die Kurie dieſen Antrag.

2) Von den Abgeordneten Reichard, Milde und Ger-
mershauſen waren Petitionen eingegangen, in welchen darauf
angetragen wurde, daß diejenigen, welche eines Staatsver-
brechens wegen in Unterſuchung oder bereits verurtheilt
waren oder ſolche politiſche Verbrecher, welche durch Rede
oder Schrift gefehlt hätten, begnadigt werden mochten.
Die Kurie lehnte dieſe Anträge ab. Ferner hatte der Abg.
Flemming auf Amneſtie derjenigen preußiſchen Unterthanen
angetragen, welche ſich an den letzten Unruhen in den ehe-
maligen polniſchen Provinzen betheiligt haben. Einſtimmig
und ohne Diskuſſion beſchloß die Kurie, an Se. Majeſtät

die ehrfurchtvollſte Bitte zu richten bei den nach geſchloſ-
ſener Unterſuchung ſchuldig Befundenen nach Möglichkeit
Gnade walten zu laſſen.

3) Von vielen Abgeordneten waren Anträge auf Preß-
freiheit eingegangen. Das daruüber abgefaßte Gutachten
trug der Forſtrath v. Wedell aus Merſeburg vor. Wir
geben dieſes Gutachten und die daruüber ſtattgefundene Ver
handlung vollſtändig.

Referent von Wedell: „Der fünften Abtheilung des
jetzt Vereinigten Landtags ſind folgende Petitionen, die Preß-
geſetzgebung betreffend, zur Begutachtung überwieſen worden:

1) Die Petition Nr. 17 des Herrn Abgeordneten Krüger auf
Einführung der Preßfreiheit und Emanation eines die Ver-
letzung des Rechtes, der Religion der Moral und der Sitte
durch Schrift, Druck und Stich ahndenden Strafgeſetzes;

2) die Petition Nr. 35 des Herrn Abgeordneten Gier auf
Preßfreiheit und auf ein mit ſtändiſchem Beirath zu erlaſ-
ſendes Preßſtrafgeſetz;

3) die Petition Nr. 111 des Herrn Abgeordneten Ritter auf
Aufhebung der jetzt beſtehenden Cenſur und Freigebung der
Preſſe gegen ein angemeſſenes Preßſtrafgeſetz;

4) die Petition Nr. 134 des Herrn Abgeordneten Wächter
auf Befreiung der Preſſe von aller und jeder Cenſur und
Erlaß eines ſtrengen Preßſtrafgeſetzes;

5) die Petition des Herrn Abgeordneten Hirſch, daß der Ver
einigte Landtag vor dem Throne die Hoffnung und das Ver-
trauen ausſpreche, daß es den hohen Bemühungen Sr. Kö-
niglichen Majeſtät bald gelingen möge, die Aufhebung der
Cenſur zu erlangen und ein allgemeines Preßſtrafgeſetz zu
geben

6) die Petition Nr. 159 des Herrn Abgeordneten Baum auf
Gewährung der Preßfreiheit in Preußen, ſo wie in allen
Bundesſtaaten und auf Aufhebung der Beſtimmung, daß
Bücher von mehr als 20 Bogen 24 Stunden vor ihrer
Ausgabe der Polizei Behörde vorgelegt werden müſſen;

7) die Petition Nr. 166 des Herrn Abgeordneten Winzler auf
Aufhebung der Cenſur und Freiheit der Preſſe bei Beſpre-
chung öffentlicher Angelegenheiten
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8) die Petition Nr. 185 der Herren Abgeordneten Möwes,
Schauß und Knoblauch, die Preſſe im preußiſchen Staate
von aller und jeder Cenſur zu befreien und die Abfaſſung
eines der ſtändiſchen Berathung vorzulegenden Geſetzes zur
Beſtrafung der Preßvergehen Allergnädigſt zu befehlen;

9) die Petition Nr. 230 des Herrn Abgeordneten Schneider,
daß Se. Majeſtät der König den Artikel 18 ad 4 der Bun-
desakte erfülle und Preßfreiheit für die preußiſchen und
deutſchen Lande eingeführt werde;

10) die Petition Nr. 269 des Herrn Abgeordneten Tſchocke
auf Preßfreiheit und Erlaß eines Preßſtrafgeſetzes;

11) die Petition Nr. 289 des Herrn Abgeordneten Germers-
hauſen auf Preßfreiheit mit einem milden und gerechten
Preßgeſetze

12) die Petition Nr. 312 des Herrn Abgeordneten Meviſſen
a) auf Verwirklichung der durch Artikel 18 der Bundes-

akte verheißenen Preßfreiheit,
auf Erlaß eines dem heutigen Standpunkte des Rechts

bewußtſeins im Volke entſprechenden Preßgeſetzes,
e) auf Ueberweiſung der Preßvergehen an aus dem Volke

hervorgehende Geſchwornengerichte;
13) die Petition Nr. 314 des Herrn Abgeordneten Appelbaum,

auf Aufhebung der Cenſur und Einführung der Preßfreiheit;
14) die Petition Nr. 316 des Herrn Abgeordneten Hanſe-

mann auf Einführung der Preßfreiheit in den preußiſchen
Staaten und auf Vorlegung eines Preßſtrafgeſetzes zur ſtän-
diſchen Berathung und auf Ueberweiſung des Ausſpruchs des
Schuldig oder Nichtſchuldig an Geſchworene;

15) die Petition des Herrn Abgeordneten Grafen von Skor-
zewski auf Preßfreiheit.
Dieſe 15 Petitionen enthalten, zuſammengefaßt folgende

Anträge:
I. den Antrag auf vollſtändige Aufhebung aller Cenſur;
II. den Antrag auf Erlaß eines Preß-Strafgeſetzes mit dem

ſpeziellen Verlangen einzelner Petenten, daß daſſelbe auch
zugleich dem Landtage zur Berathung vorgelegt werden
möge;

III. den Antrag auf Aufhebung der Beſtimmung, daß Bü-
cher von mehr als 20 Bogen 24 Stunden vor ihrer Aus-
gabe der Polizei- Behörde vorgelegt werden müſſen und

IV. den Antrag, die Preßvergehen Geſchwornen- Gerichten
zu überweiſen.

Von Seiten des Gouvernements wurden der Abtheilung
mit Hinweiſung auf die Verhältniſſe Preußens zum deutſchen
Bunde folgende Mittheilungen gemacht:

Es habe Se. Majeſtät der König längſt erkannt, daß das
bisher in Bezug auf die Preſſe beobachtete Präventiv- Syſtem
gegen die Mißbräuche der Preſſe keinen genügenden Schutz ge-
währe, und daß dieſes Syſtem mit großen Uebelſtänden verbun-
den ſei; es ſei jedoch nicht möglich, für Preußen augenblicklich
und durch einen beſtimmten und entſcheidenden Schritt zu dem
Repreſſiv- Syſtem überzugehen, da fremde und einheimiſche deut
ſche Literatur nicht zu trennen ſeien und eine gewiſſe Gemein-
ſchaft des Bundes und deſſen Solidarität anerkannt werden
müſſe. Es ſei bei der Bundes Verſammlung bereits eine Re-
viſion der Bundesgeſetze über das Cenſurweſen und ihrer Hand-
habung in den einzelnen Staaten im Gange; die Regierung
Sr. Majeſtät des Königs arbeite dabei darauf hin Preßfrei-
heit unter Erlaß eines Preß-Strafgeſetzes gewähren zu können
und die in der Bundesgeſetzgebung liegenden Hinderniſſe zu be
ſeitigen. Die Verhandlungen ſeien aber noch nicht ſo weit

Bleen/ daß ſchon jetzt ihr Reſultat mitgetheilt werden
önnte.

Die Abtheilung erkannte bei näherem Eingehen auf die
vorgelegten Petitionen einſtimmig an, daß dieſelben nur die
„„Deutſche Literatur“ im Auge haben, und daß es ſich ſonach
bei den Beziehungen Preußens zum deutſchen Bunde hier um
eine allgemeine deutſche Angelegenheit handle.

Ferner war die Abtheilung einſtimmig der Anſicht, daß es
nicht nöthig ſei, auf die in den Petitionen für Preßfreiheit an
geführten Gründe näher einzugehen, da die angeführten Gründe
dieſelben ſeien, welche ſchon oft zur Sprache gebracht wären
und ſo als allgemein bekannt vorausgeſetzt werden könnten.

Auch darüber war die Abtheilung einig, daß es nach den
Mittheilungen des Gouvernements über die Lage der Verhand
lungen über die Preß- Angelegenheit bei dem hohen Bundes-
tage es nicht an der Zeit ſei, Spezial Anträge der Petitionen
zur näheren Erörterung zu bringen.

Wenn nun ſchon Preußen als ein deutſcher Bundesſtaat ſich den
aus den Bundesverhältniſſen hervorgehenden Hinderniſſen nicht ent
ziehen kann, ſo glaubt doch die Abtheilung, daß der jetzt Vereinigte
Landtag die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen dürfe, die in
Bezug auf die Preßgeſetzgebung bezüglichen Wünſche an den Stu-
fen des Thrones niederzulegen denn es handle ſich darum, zu zei-
gen wie der Landtag über dieſe wichtige Angelegenheit denkt, wel
che Geſinnung die Abgeordneten beſeelt, und wie in dem Volke
die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit der Aufhebung der Cen-
ſur und Erlaſſung eines Preß-Strafgeſetzes lebe von welcher man
die Beſeitigung aller vorhandenen Mißſtände erwarte. Die unter
zeichnete Abtheilung einigte ſich deshalb dahin, dem Vereinigten
Landtage vorzuſchlagen

„unter dankbarer Anerkennung der bereits von Seiten der
Krone geſchehenen Schritte an Se. Majeſtät den König
die ehrfurchtsvolle Bitte zu richten, von dem ſeither befolg-
ten Präventiv Syſtem abgehen in der ganzen Monarchie
die Cenſur aufheben, Preßfreiheit gewähren und zu dieſem
Zwecke ein Preß-Strafgeſetz entwerfen zu laſſen und dem
Vereinigten Landtage zur Berathung Allergnädigſt vorzu
legen.“

Meine Herren! Jch bin früher ein entſchiedener Gegner der
Preßfreiheit geweſen, was ich offen bekenne ich bin aber jetzt zu
der Ueberzeugung gekommen daß, ſo wie jetzt der Zuſtand der
Preſſe iſt, er nicht bleiben kann, denn die Cenſur gewährt in ih
rer jetzigen Lage den Schutz nicht, den wir haben müſſen und ver-
langen können. Jch habe in neuerer Zeit geſehen, wie durch die
Preſſe die Ehre des Privatmannes aufs Unverſchämteſte angetaſtet
wird, wie durch ſie der Kredit von Kaufleuten untergraben wird,
ſo daß ſie in Gefahr kommen, ihr Eigenthum zu verlieren. Der
Staat, die Krone, die Religion, nichts iſt mehr der Preſſe heilig
geweſen, ſie hat unter der Cenſur Alles angetaſtet. Wenn in ei-
ner Zeitſchrift, die in einem Bundesſtaat erſcheint, der die Cenſur
ſtrenger handhabt, wie mancher anderer, ungefähr mit folgenden
Worten hat geſagt werden können: Das Chriſtenthum iſt ein
Schlamm in dem die ganze Menſchheit verſunken iſt dann, meine
Herren iſt es an der Zeit, daß von den Regierungen ernſtlich ein
gegriffen wird. So iſt die Abtheilung einſtimmig zu dem Antrage
gekommen, der der hohen Verſammlung ſo eben von mir vorge-
leſen iſt.

Abgeordn. von Auerswald: Meine Herren! Es iſt nicht
meine Abſicht, mich den von dem Herrn Referenten, abgeſehen
von dem Abtheilungs Gutachten, ſo eben angeführten Gründen
anzuſchließen oder dieſelben anderweitig zu vervollſtändigen. Jch
hege die Ueberzeugung, daß ich in große Verlegenheit gerathen
würde, wenn ich es unternehmen ſollte, hier etwas von Bedeutung
über den fraglichen Gegenſtand zu ſagen, was nicht bereits in
und außerhalb ſtändiſcher Verhandlungen in Büchern mehr oder
minder bedeutenden Jnhalts geſagt worden iſt, und was nicht bei
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dem großen Jntereſſe, welches dieſe Sache im ganzen Volke erregt,
vollſtändig zur Kenntniß Aller, die Theil daran nehmen gekom-
men iſt.

Dagegen glaube ich, daß es Pflicht iſt, diejenige Ueberzeu-
gung, die ſich hiernach gebildet hat, da unzweifelhaft auszuſpre
chen, wo die Frage vorliegt, ſo daß ich meinestheils mich hier ent
ſchieden, und zwar für das Gutachten der Abtheilung erkläre. Jch
glaube aber, wenn das, was ich geſagt habe, nicht blos von mir,
ſondern von einem großen Theile, möglicherweiſe von der ganzen
Verſammlung gilt, daß wir dann vielleicht einen durchaus richti-
gen Weg einſchlügen, wenn wir eine jede Diskuſſion über dieſen
Gegenſtand vermeiden und uns lediglich darauf beſchränken, daß
wir Sr. Majeſtät dem Könige gegenüber die große Thatſache aus
ſprechen daß unſer ganzes Volk von dem Verlangen nach Preß-
freiheit und nach einem Preßgeſetz beſeelt iſt, und daß dies Verlangen
nicht erlöſchen wird, bis es Befriedigung gefunden hat. Dies Sr.
Majeſtät auszuſprechen in ſofern der Antrag in der vorgeſchlage
nen Form Unterſtützung findet, und natürlich ohne die Meinung
irgend eines Mitgliedes beſchränken zu wollen, iſt mein Antrag,
und ich bitte den Herrn Marſchall, die hohe Verſammlung zu
fragen, ob derſelbe Unterſtützung findet, oder vielmehr, wenn ich
mir dieſe ausnahmsweiſe Frageſtellung geſtatten darf, ob er Wi-
derſpruch findet.

4) Zwei Petitionen hatten beantragt, daß die Anonymi-
tät der Preſſe aufgehoben werde. Die Kurie nahm die
Vorſchläge nicht in Betracht, dagegen beſchloß ſie mit ei-
ner Stimmenmehrheit von mehr als daß jedes Blatt
verpflichtet ſein ſoll, die Erwiderung und reſpektive Recht-
fertigung eines in demſelben perſönlich Angegriffenen
gegen Jnſertionskoſten aufzunehmen.

5) Zwei Abgeordnete hatten um Feſtſtellung des Haupt-
finanzetats und auf Kontrole des Staatshaushalts ange-
tragen. Das Gutachten lautete:

Der Abgeordnete Thiel-Wangotten hat mit Rückſicht
auf die Jnkonſequenzen, welche daraus hervorgehen, daß nach der
Verordnung vom 3. Februar a. e. über die Bildung des Verei-
nigten Landtages dieſem das Recht der Zuſtimmung zu neuen und
erhöhten Steuern und der Mitgarantie der Staats Anleihen über-
tragen, andererſeits aber die Feſtſtellung des Haupt Finanz Etats
als ein ausſchließendes Recht der Krone vorbehalten iſt, beantragt,
daß

1) eine gewiſſe Verantwortlichkeit der Verwaltungs Behörde den
Ständen gegenüber feſtgeſtellt, und

2) dieſen die Mitbeſtimmung über die Verwendung der Steuern
u. ſ. w. überwieſen werde.

Ferner hat der Abgeordnete Flemming beantragt, Se. Maje
ſtät den König zu bitten, das aus dem alten ſtändiſchen Bewilli-
gungsrecht der Landesabgaben fließende Recht der Kontrolle des
Staatshaushalts mit jenem Rechte den Ständen wieder ungeſchmä-
lert zu gewähren.

Se. Majeſtät der König haben in der Thron- Rede die Worte
ausgeſprochen: das den Ständen zuerkannte Steuerbe-
willigungsrecht iſt ein Recht, deſſen Verantwortlich-
keit weit ſchwerer wiegt, als die Ehre, die es giebt.

Die tiefe Bedeutung dieſes Königlichen Wortes leuchtet Jedem
ein, der im Volke lebt, der ſeine Bedürfniſſe kennt, der die Laſt
fühlt, die beſonders für die ärmeren Klaſſen in den Steuern liegt.
Die Verantvwortlichkeit, welche aus jenem Rechte entſpringt,
iſt mit dem 3. Februar d. J. auf die Stände übergegangen. Jh-
nen liegt jetzt die Pflicht ob, dafur zu ſorgen daß durch die Er
haltung eines geordneten Staatshaushalts jener neuen oder erhöh
ten Steuererhebung vorgebeugt wird, daß neue Steuern nur für
unabweisbare Bedürfniſſe des Staats bewilligt und die bewilligten
Steuern nur für die beſtimmten Zwecke verwendet werden. Die

Staats Anleihen ſtehen hierin den Steuern gleich, denn ſie ſollen
aus dem Vermögen der Staatsangehörigen, aus den Steuern ge-
tilgt werden.

Jene Pflicht haben die Stände nicht im eigenen Jntereſſe zu
erfüllen ſie iſt ihnen Pflicht den Steuernden gegenüber. Bei vol-
ler Anerkennung des redlichen Willens und der Einſicht der Ver
waltungs- Behörde dürfen die Stände doch ſich nicht einem Ver-
trauen, einer bloßen Vorausſetzung allein hingeben, da, wo ſie
eine Pflicht gegen Andere zu erfüllen haben. Sie müſſen in den
geſetzlichen Formen eine Sicherſtellung haben, daß ſie ſich von ih
rer Verantwortlichkeit befreien können. Sie müſſen alſo die geſetz
lichen Mittel erſtreben jene Pflichten erfüllen zu können.

Dieſe Mittel beſtehen in der Feſtſtellung des Haupt-Finanz
Etats und in der daraus hervorgehenden Kontrolle über die Fi-
nanz Verwaltung, ſo wie in der Verantwortlichkeit der Verwal-
tungs- Behörden hinſichtlich der Finanz Verwaltung den Ständen
gegenüber.

Nur die Feſtſtellung des Haupt Finanz Etats kann den Stän-
den vollkommene Sicherheit gewähren daß die Finanz Verwal-
tung ſo geordnet iſt, daß jeder Erhebung neuer oder erhöhter
Steuern möglichſt vorgebeugt iſt, zugleich aber die wahren Be-
dürfniſſe des Staats befriedigt ſind und neu hinzutretende Bedürf-
niſſe ihre volle Berückſichtigung erlangen ferner, daß die bewillig
ten Steuern ausſchließlich für den Zweck, wofür ſie bewilligt, ver
wendet, und daß ſie wieder aufgehoben werden ſobald der Staats
haushalt ihr Fortbeſtehen entbehrlich macht. Wenn nun der 11
der Verordnung vom 3. Februar d. J. die Feſtſtellung des Haupt
Finanz- Etats als ein ausſchließendes Recht der Krone bezeichnet,
den Ständen hingegen das Steuerbewilligungsrecht eingeräumt iſt,
ſo gehen hieraus unvermeidlich Jnkonſequenzen und Konflikte her
vor. Tritt der Fall ein, daß die Stände Steuern bewilligen
ſollen, ſo müſſen ſie ſich aus der ihnen zur Jnformation vorzu
legenden Ueberſicht des Staatshaushalts und aus dem Haupt
Finanz Etat überzeugen ob die Steuer nöthig iſt. Gelangen
ſie hierbei zu der Ueberzeugung, daß durch eine anderweite Ver-
wendung der Staats Einnahmen die Einführung der Steuer
hätte beſeitigt werden können, ſo liegt hierin ein Vorwurf, der,
weil er auf Geſchehenes gerichtet iſt, nicht mehr gehoben werden
kann, und eine ſchiefe Stellung der Stände zum Throne invol-
virt. Es liegt ferner aber darin eine Aufforderung für die
Stände, darauf zu dringen daß jene Uebelſtände für die Zukunft
beſeitigt, daß die zuläſſigen Erſparniſſe bewirkt werden und die
Verwendung der Staats Einnahmen ſo geregelt wird, wie ſie
nach der Ueberzeugung der Stände zweckmäßig und nothwendig
iſt. Für eine nach ihrer Ueberzeugung unzweckmäßige Verwen
dung dürfen ſie keine Steuern bewilligen. Sie werden alſo zur
Steuerverweigerung genöthigt ſein, ſo lange der Finanz Etat
nicht ihrer Anſicht entſpricht. Sie werden hiernach faktiſch zur
Feſtſtellung des Etats gelangen, die ihnen de jure nicht geſtattet
iſt. Dies iſt für das Verhältniß der Krone zu den Ständen, für
die Würde der Krone nicht heilſam. Die Krone ſelbſt, wie
die Stände, müſſen darum wünſchen, daß dies Verhältniß geſetz
lich ſo geregelt wird, wie es faktiſch nur beſtehen kann. Dieſen
Wunſch, dieſe Nothwendigkeit ſind die Stände berufen, dem
Throne gegenüber auszuſprechen und um die Verleihung des
Rechts der Feſtſtellung des Haupt Finanz-Etats allerunterthänigſt
zu bitten.

Eine nothwendige Folge des Rechts zur Feſtſtellung des
Haupt-Finanz Etats iſt die Kontrolle des Staatshaushalts in der
Art, daß den Ständen regelmäßige Nachweiſungen über die Ver
wendung der Staats Einnahmen gegeben werden, und daß die
Verwaltungs Behörde für die Befolgung des Finanz- Etats den
Ständen gegenüber verantwortlich iſt. Denn wer den Etat feſt
zuſtellen das Recht hat, kann auch fordern daß er inne gehalten
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wird. Einen beſonderen Antrag hierauf hält die Abtheilung
daher nicht für nöthig, ſondern als in dem Hauptantrage einge
ſchloſſen.

So nachtheilig der jetzt beſtehende geſetzliche Zuſtand durch die
daraus hervorgehenden Konflikte zwiſchen Krone und Ständen auf
ihr gegenſeitiges Verhältniß wirken, ſo hindernd derſelbe einer recht
zeitigen und bereitwilligen Darbietung der Mittel zur Befriedigung
neu hervortretender Bedürfniſſe des Staats entgegentreten müßte,
ſo fördernd wird es für die Jntereſſen des Staats ſein, wenn den
Ständen die Befugniß eingeräumt wird, den von der Staatsre-
gierung vorgelegten Haupt Finanz Etat ihrer Prüfung und Feſt
ſtellung zu unterwerfen. Die Staatsregierung wird hierdurch
jedes Vorwurfs einer unzweckmäßigen Verwendung überhoben.
Die Ueberzeugung, daß die Finanz Verwaltung den Bedürfniſſen
entſprechend geordnet iſt, daß Erſparniſſe nicht möglich ſind, wird
die Stände ſtets bereitwillig machen, für neue, von ihnen aner-
kannte Bedürfniſſe neue Mittel zu gewähren und ſie ohne Zögern
dann zu bieten, ſobald die Nothwendigkeit hervortritt, und in
dem vollen Umfang, in welchem ſie hervortritt, ohne daß lange,
im Erfolg zweifelhafte Erörterungen die nöthige Maßregel hin-
ausſchieben oder zur halben machen. Die Feſtſtellung des
Haupt Finanz Etats durch die Stände wird alſo heilſam für
ihr Verhältniß zum Thron und heilſam für die Jntereſſen des
Landes ſein.

Nach F. 9 der Verordnung vom 3 Februar d. J. iſt aller-
dings die Zuſtimmung bei Eingangs-, Ausgangs und Durch-
gangs Zöllen, ſo wie bei denjenigen indirekten Steuern, deren
Sätze Erhebung oder Verwaltung den Gegenſtand der Ueberein-
kunft mit anderen Staaten bilden, den Ständen nicht einge-
räumt. Aber abgeſehen davon, daß auch bei jenen Zöllen und
indirekten Steuern den Ständen das Recht des Beiraths zuſteht,
können die Stände ihren Pflichten gegen die Steuernden nur dann
genügen, wenn ihnen die Feſtſtellung des Haupt -Finanz- Etats

Denn das Maß der von ihnen zu bewilligen-
den Steuern muß ſich nach dem Bedürfniß richten was nach
Verwendung aller übrigen vorhandenen Staats- Einnahmen noch
zu decken übrig bleibt. Diejenigen Abgaben, welche durch Verein-
barungen mit anderen Staaten feſtgeſtellt ſind, können ohnehin
während der Dauer der Verträge einer willkürlichen Aenderung
nicht unterworfen werden, und ſind alſo ſo lange in ihren Sätzen,
wenn auch nicht im Ertrage, als unabänderlich feſtſtehende Ein
nahmen zu betrachten. Die Erträge aus dieſen Zöllen und indi-
rekten Steuern, ſo wie die Erträge der Domainen und Regalien,
können bei der Frage, ob und in welchem Maß andere neue
Steuern zu bewilligen ſind, nur als vorhandene, als gegebene
Einnahmen des Staats angeſehen werden, und nur derjenige Theil
der Steuern, welcher in ſolcher Weiſe nicht als gegebene Einnahme
zu betrachten iſt, kann bei der Feſtſtellung des Einnahme- Etats
erhöht oder ermäßigt werden. Dieſer letztere Theil iſt es aber eben,
welcher dem Steuerbewilligungs- Recht der Stände unterliegt. Sie
ſind alſo weſentlich dabei betheiligt, daß dieſer wandelbare Theil der
Einnahmen ſo normirt und etatiſirt wird, daß weder uber den
Bedarf hinaus Steuern erhoben werden, noch der wirkliche Bedarf
ungedeckt bleibt.

Alſo auch bei der jetzigen Begränzung des Steuerbewilligungs-
rechts der Stände iſt es zur Erfüllung der für ſie daraus entſprin
genden Pflichten nöthig ihnen die Feſtſtellung des Haupt Fi-
nanz- Etats zu gewähren. Es liegt hierin nicht ſowohl eine
Erweiterung der ſtändiſchen Rechte, als eine nothwendige Folge
des bereits verliehenen Steuerbewilligungsrechts, ein nothwendiges
geſetzliches Mittel zur vollſtändigen, pflichttreuen Ausübung dieſes
Rechts.

Die Frage:
Beſchließt die Abtheilung, vorzuſchlagen, Se. Majeſtät den Kö
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nig allerunterthänigſt zu bitten, dem Vereinigten Landtag in
Erwägung der ihm durch das Steuerbewilligungsrecht zugewie-
ſenen Obliegenheiten das Recht der Feſtſtellung des Haupt Fi
nanz- Etats Allergnädigſt zu bewilligen

wurde hiernach in der Abſtimmung durch 9 Stimmen bejaht,
durch 6 verneint.

Die Minorität der Abtheilung hält die Feſtſtellung des Haupt
Finanz- Etats durch die Stände für ſein nothwendiges Erforder-
niß, um die aus dem Steuerbewilligungsrecht hervorgehenden Pflich-
ten erfüllen zu können. Sie hält die angeordnete Vorlegung der
Ueberſicht des Staatshaushalts und des Haupt -Finanz Etats zur
Information für ausreichend, um die Wünſche der Stande wegen
Abänderungen deſſelben zur Kenntniß des Thrones zu bringen
und dadurch die Erledigung herbeizuführen. Sie ſieht in dem
Steuerbewilligungsrecht, was auch das Recht der Verſagung in ſich
ſchließt, das Mittel geboten, unzweckmäßigen Verwendungen zu
ſteuern. Sie erkennt in der periodiſchen Wiederkehr des Vereinig-
ten Landtages, wenn dieſe gewährt wird eine genügende Sicher
ſtellung, daß zu jeder Zeit die Wünſche des Landes, die auf eine
anderweite Verwendung der Staats Einnahmen auf Erſparniſſe
in den Ausgaben, auf angemeſſene Berückſichtigung neu hervor
tretender Bedürfniſſe gerichtet ſind, zur Allerhöchſten Entſcheidung
gelangen. Sie hält es deshalb und an ſich nicht wünſchenswerth,
ſchon jetzt auf Erweiterung der ſtändiſchen Rechte anzutragen, wo
die Erfahrung die Unzulänglichkeit der jetzt den Ständen bewillig-
ten Rechte noch nicht dargethan hat. Sie erkennt in dem aus-
drücklichen Vorbehalt der Krone zur Feſtſtellung des Haupt-Finanz-
Etats eine beſtimmte Begränzung des ſtändiſchen Rechtes, die in
der Verfaſſung beruht, und glaubt, bei Ueberſchreitung dieſer
Gränze die Baſis der jetzigen ſtändiſchen Verfaſſung zu verlaſſen
und den ganzen Geiſt derſelben zu verletzen. Sie ſieht endlich in
der Feſtſtellung des Haupt- Finanz- Etats durch die Stände eine
Schmälerung der wohlbegründeten Rechte der Krone.

Landtags-Kommiſſarius: Wenn der Antrag, welcher
in dieſem Augenblick die Verſammlung beſchäftigen ſoll, zu einer
Zeit hier zum Vortrage gekommen wäre, wo es ſich mit Wahr
ſcheinlichkeit hätte vorausſetzen laſſen, daß er noch die geſetzlichen
Stadien durchlaufen und alſo zur Beantwortung der Krone Ver-
anlaſſung geben werde, ſo würde ich in dieſem Augenblick das
Wort nicht ergriffen haben. Da aber dieſe Wahrſcheinlichkeit
nicht vorhanden, da vielmehr beinahe mit Gewißheit vorauszuſehen
iſt, daß der Antrag die geſetzlichen Stadien nicht mehr durchlau-
fen, daß alſo der Krone keine anderweitige Gelegenheit gegeben
werden wird, ſich während der gegenwärtigen Diät des Vereinig-
ten Landtages darüber zu äußern, ſo ſehe ich mich ſchon zu die
ſer Erklärung veranlaßt.

Sie geht dahin:
daß die Regierung keinesweges gewilligt iſt, von dem im 8. 11
der Verordnung vom 3. Februar d. J. vorbehaltenen ausſchließen
den Rechte: der Feſtſtellung des Haupt -Finanz-
Etats und der Beſtimmung über die Verwendung
der Staats- Einnahmen und Ueberſchüſſe zu den
Bedürfniſſen und zur Wohlfahrt des Landes, irgend
wie abzugehen indem ſie daſſelbe zu denjenigen Grundlagen
unſerer Verfaſſung zählt, welche des Königs Majeſtät in der
Allerhöchſten Botſchaft vom 22. April d. J. als unantaſtbar
bezeichnet haben.

Wenn von der Majorität der Abtheilung als Grund der Peti-
tion angegeben iſt, daß ohne die in Anſpruch genommene Befug-
niß, das Recht der Stände, neue Steuern und neue Darlehne
zu bewilligen, nicht geübt werden könne, ſo kann ich in Wider
legung dieſer Behauptung mich nur auf diejenigen Gründe bezie
hen welche die Minorität in dem Gutachten der Abtheilung für



die entgegengeſetzte Anſicht niedergelegt hat, die ich für ganz voll
ſtändig halte.

Die Regierung hat allerdings bereits praktiſche Erfahr ungen
darüber gemacht, da eine Fraction der hohen Verſammlung die
Rechte welche ihr in Betreff des Staats Haushaltes zuſtehen, nicht
für genügend gehalten hat, um ſich für eine Propoſition, welche
auf die Bewilligung eines Darlehns ging, auszuſprechen, und es
iſt möglich, daß die Regierung noch öfter in eine ähnliche Lage
kommt, weil ſie den Anſichten der Mitglieder der Verſammlung
und ihrer Majorität keinen Zwang anlegen kann. Sie iſt aber
der feſten Ueberzeugung, daß, wenn ſie fortfährt, bei ähnlichen
Propoſitionen die Finanzlage mit voller Offenheit darzulegen, und
dadurch denjenigen Mitgliedern, welche ſich über deren Zuſtand
unterrichten wollen dazu die Gelegenheit zu bieten wenn ſie An
träge auf Steuer Veränderungen Und Aufnahme von Darlehnen
auf ſolche Fälle beſchränkt wobei das Wohl des Vaterlandes wirk-
lich bezweckt wird, dann die künftigen Verſammlungen der Ver
einigten Landtage, ohne auf Rechten zu beſtehen deren Bewilli
gung nur von dem freien Entſchluſſe des Königs abhängen wird,
der Krone ihren Beiſtand zur Förderung der wahren Jntereſſen
des Landes nicht verſagen werden.

Abgeordn. Hanſemann Meine Herren! Mir ſcheint,
daß das, was wir von dem Herrn Landtags -Kommiſſar gehört
haben nicht eine Veranlaſſung für uns zu ſein braucht, die von
der Abtheilung uns vorgeſchlagene Bitte zurückzuweiſen. Aller-
dings iſt, wie der Herr Kommiſſar am Schluſſe ſeines Vortrages
geſagt hat, die Gewährung einer ſolchen Bitte einzig und allein
von dem Entſchluſſe Sr. Majeſtät abhängig. Aber gerade, weil
dies der Fall iſt, wie mag es uns da verboten ſein, eine Bitte
zu ſtellen Und wenn es nicht verboten iſt, ſo kann in der Mit-
theilung des Herrn Kommiſſars kein Grund zur Unterlaſſung der
Bitte liegen. Wie kann Se. Majeſtät die Bedürfniſſe und Wün-
ſche des Volkes anders erfahren, als durch das Organ dieſer Ver
ſammlung Werden nicht die Entſchlüſſe Sr. Majeſtät, wie die
eines jeden weiſen Menſchen, durch Fortentwickelung der Dinge
und Verhältniſſe mit beſtimmt Kann nicht, was Se. Majeſtät
für jetzt als unzweckmäßig erachten, in der Folge als zweckmäßig,
ja nothwendig erachtet werden Deswegen kann eine unbefangene
Erörterung dieſes Gegenſtandes nicht als ungeeignet betrachtet
werden und keine Veranlaſſung zur Zurückweiſung der Bitte vor-
handen ſein, wenn wir glauben, daß die Stellung derſelben nütz
lich und zweckmäßig ſei. Der Herr Landtags Kommiſſar hat be
merkt: Jeder, der ſich mit dem Finanz- Etat bekannt machen
wolle könne ſich die gehörige Ueberzeugung darüber verſchaffen,
daß Alles ordentlich mitgetheilt worden, und dies ſei genügend,
um unſere Ueberzeugung bei Bewilligung neuer Anleihen oder neuer
Steuern zu begründen. Jch halte dieſe Anſicht für einen Jrr-
thum. Woraus entſtehen neue Steuern, woraus die neuen An
leihen Aus nichts Anderem, als aus dem Bedürfrif. Woraus
entſteht dieſes daraus, daß die vorhandenen Mittel zur Befrie-
digung der Bedürfniſſe für nothwendige Ausgaben nicht ausrei-
chen. Hieraus folgt ganz von ſelbſt, daß, ſo lange nicht dieſe
Verſammlung eine weſentliche Einwirkung darauf hat, in welcher
Weiſe die Einnahme- Quellen des Staates verwendet werden, ihr
auch das Mittel fehlt, die Bedürfniſſe zeitig auf andere Weiſe
als durch neue Steuern und Anleihen zu befriedigen. Denken
Sie ſich den Fall, daß die Verwaltung uns mitgetheilt habe, wie
ſie die Finanzen verwaltet hat, ſo gehört doch das, was ſie uns
darüber mitgetheilt hat, der Vergangenheit an. Haben wir keine
entſcheidende Stimme darüber auf welchen Zweig der Staats
Verwaltung ſie mehr, und auf welchen ſie weniger von den Ein-
nahme Quellen des Staates zu verwenden hat, ſo fehlt uns auch
das Mittel, die Regierung zu verhindern, da, wo mehr als nöthig
verwendet, dieſe unſere Anſicht geltend zu machen. Wenn Je-
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mand ein gewiſſes Vermögen eines Anderen verwaltet, und hin
ſichtlich der Art und des Umfangs der Ausgaben kein beſtimmtes
Maß geſetzt iſt wenn er das Vorhandene verwenden kann, ohne
mit dem Anderen darüber einig zu ſein wenn nun ferner dieſer
Letztere verpflichtet iſt, in ſofern die vorhandenen Mittel zu dieſer
Verwendung nicht ausreichen ein Mehreres zuzuſetzen, ſo
entſteht ganz von ſelbſt die Folge, daß einzig und allein von
demjenigen, der auf dieſe Weiſe frei über die Verwaltung ver-
fügen kann es abhängt, daß der Andere noch mehr Geld zur
Verwaltung beibringen muß. Jch glaube, daß es Jedem klar
ſein wird, wie unmöglich es iſt, mit gutem Gewiſſen und beſter
Ueberzeugung die Einnahme Quellen des Staats durch neue
Steuern oder Anleihen zu vermehren, wenn man nicht zugleich
darauf hinwirken kann, daß die Nothwendigkeit dieſer Vermehrung
nicht entſtehe. So wie das Verhältniß jetzt iſt, kann die Ver-
waltung Verpflichtungen mancherlei Art eingehen und dadurch die
Ausgaben vermehren. Jndem die Zuſtimmung der Stände zum
Haupt-Finanz Etat nicht erfordert wird, kann es möglich ſein,
eine den Anſichten der Stände widerſprechende Finanz- Verwal
tung zu haben. Jch führe Jhnen zum Belege nur ein paar Punkte
an. Die Seehandlung hat Einnahmen und Ausgaben in ihrem
Geſchäft zu beſtreiten in der uns mitgetheilten Finanz- Ueberſicht
ſteht unter den Einnahme- Quellen eine Summe von 100,000 Rthlr.
als Ueberſchuß ihrer Geſchäfte angeführt. Hierbei würde gleich die
Frage entſtehen: iſt es nützlich, iſt es weiſe bei einer guten Finanz-
Verwaltung, daß die Seehandlung in dieſer Art, wie ſie ihre Ge
ſchäfte betreibt, es ferner thue? iſt es weiſe, aus dieſem Jnſtitute
eine Summe von 100 600 Rthlr. zu beziehen, oder iſt es dem
Finanz Jntereſſe des Staats angemeſſener, die Geſchäfte der See
handlung auf andere Grundſätze als den gegenwärtig befolgten,
hinzuführen? Eben ſo, meine Herren, kann in dem gegenwärti-
gen, noch etwas ungewiſſen Zuſtande unſerer Geſetze in Beziehung
auf Garantieen keine vollſtändige Sicherheit und, ich ſetze hinzu,
nicht einmal eine dem Gouvernement nützliche Verwaltung be-
ſtehen, wenn nicht die Stände eine ſtarke Einwirkung auf die
Feſtſetzung des Haupt -Finanz Etats erlangen. Jn einem ſolchen
Etat ſind die möglichen Ausgaben eben ſowohl wie die Einnah-
men vorauszuſehen und die Feſtſetzung eines ſolchen Etats macht
es dann über alle Zweifel klar, was jetzt noch hinſichtlich der
Grundſätze über Garantieen zwiſchen dem Gouvernement und zwi-
ſchen den Ständen nicht ganz ins Reine geſetzt worden iſt. Wir
haben hierüber noch kürzlich ein Beiſpiel gehabt. Es wurden vom
Miniſtertiſch aus Erklärungen gegeben, nach welchen die Staats
Verwaltung die Garantie der Bankſcheine nicht in vollem Maße
anerkannte. Es iſt darauf von Sr. Majeſtät dem Könige eine in
die Geſetz Sammlung zu ruckende Allerhochſte Kabinets Ordre
erlaſſen worden nach welcher dieſe Garantie auf das Vollſtän-
digſte ausgedrückt wird und wonach ausdrücklich beſtimmt worden
iſt, daß auch die Gerichte und Pupillen-Kollegien die Bankſcheine
immer zum vollen Nennwerthe nehmen ſollen. Bei dieſer Ver-
anlaſſung entſteht nun gleich eine ſtändiſche Rechtsfrage: handelt
es ſich im vorliegenden Falle nur darum, die von den Herren
Miniſtern geaußerten Anſichten zu berichtigen, ſo genügte es, daß
entweder dieſerhalb ein Erlaß Sr. Majeſtät an die Herren Mini-
ſter, der nicht in die Geſetz Sammlung gerückt würde, ergangen
wäre, oder daß die Herren Miniſter einfach erklärt hätten, daß
ihre Anſichten nach näheren, von Sr. Majeſtät erlaſſenen Befeh
len nicht die richtigen geweſen ſeien. Dann wäre die Sache ge-
rade in dem Zuſtande geblieben, in welchem ſie ſich befand in
dem aber ein Geſetz über die Garantie erlaſſen wurde, entſtand
gleich die Frage, ob nicht dieſes Geſetz nach der Ueberzeugung der
Stände uns hätte vorgelegt werden müſſen. Jch führe dieſen
Fall nicht an, um eine Entſcheidung ſeitens der Stande darüber
zu provoziren, wie es in dieſer Hinſicht nach ihrer Meinung hätte



gehalten werden müſſen ſondern nur, um darzuthun, daß, ſo
lange die Stände nicht das Recht der Zuſtimmung zum Haupt
Finanz- Etat erlangen, es unausbleiblich ſein wird, daß manch-
mal, und ich möchte ſagen ſtets Konflikte zwiſchen der Regie
rung und den Ständen über das Finanzweſen entſtehen. Jch
nehme aber keinen Anſtand, jetzt noch meine Bemerkungen hin-
zuzuſetzen daß es nach meiner Ueberzeugung im gouvernementa-
len Intereſſe liegt, die Zuſtimmung der Stände zu dem Haupt
Finanz Etat eintreten zu laſſen. Es werden Anſprüche an den
Staat mancherlei Art gemacht Von der einen Seite wird man
dieſe Ausgaben als vorzüglich nützlich und nothwendig, von der
anderen Seite wieder andere Ausgaben als nützlich und noth-
wendig verlangen von der einen Seite wird man geltend machen
wollen dieſer oder jener, eine bedeutende Summe im Staats
Haushalts Etat einnehmende Poſten müſſe reduzirt werden.
Nehmen wir an, daß ſelbſt ſeitens des Gouvernements die An
ſicht gehegt werde, eine ſolche Reduction ſei nothwendig nehmen
wir auch an, daß Anträge auf eine größere Verwendung zu ge
wiſſen Ausgaben gemacht werden, daß aber das Gouvernement
der Anſicht ſei, dieſe oder jene vielſeitig verlangte Ausgabe ſei
nicht zu machen ſo wird das Gouvernement die verlangten
Ausgaben abſchlagen, oder irgend einen bedeutenden, bisher be
ſtandenen Ausgabepoſten reduziren. Jn beiden Fällen aber wird
es ſich in einer viel ſchwierigeren Lage befinden wenn es ohne
ſtändiſche Zuſtimmung auf ſeine Verantwortlichkeit hin dies zu
thun hat, als wenn hier der Haupt Finanz- Etat diskutirt und,
nach den Vorſchlägen des Gouvernements, hier feſtgeſetzt wird.
Die moraliſche Stärke der Regierung wird dadurch unendlich ge
winnen, ſie wird Größeres thun, ſie wird Nützlicheres ausführen
können, ſie wird Reformen, zu welchen ſie die beſte Abſicht hat,
viel leichter durchführen können wenn eine ſolche Einwirkung der
Stände beſteht, als im entgegengeſetzten Falle.

Jch bin alſo für den Antrag der Majorität der Abtheilung
nicht allein weil es ſich hier um Rechte dieſer Verſammlung han-
delt, ich bin noch vielmehr aus dem Grunde dafür, weil ich die
Gewährung dieſes Antrages im Jntereſſe des Gouvernements als
eine Stärkung deſſelben betrachte.

Landtags-Kommiſſar: Nur auf einen einzigen Punkt
der Rede des geehrten Abgeordneten aus der Rhein -Provinz,
welcher die Frage über die Bankſcheine betrifft, muß ich mir
wenige Worte zu erwiedern erlauben. Jch kann in dieſer Be-
ziehung meine Verwunderung darüber nicht unterdrücken, daß
die Anſicht hat aufgeſtellt werden können, zu der durch die Ge-
ſetz- Sammlung zu publizirenden Allerhöchſten Kabinets Ordre,
welche ich vor etwa 8 Tagen hier vorzuleſen die Ehre hatte,
ſei die ſtändiſche Zuſtimmung nöthig geweſen. Unterſuchen wir,
was geſchehen iſt. Der betreffende Paragraph des ohne ſtändi-
ſchen Beirath erlaſſenen Bank Privilegiums lautet weörtlich:
„Der Umlauf dieſer Noten iſt im ganzen Umfange Unſerer
Staaten geſtattet; auch ſollen dieſelben bei allen öffentlichen
Kaſſen ſtatt baaren Geldes, ſo wie ſtatt der Kaſſen Anweiſun-
gen, angenommen werden; im Privatverkehr ſoll aber Niemand
zur Annahme gezwungen ſein.“ Der Sinn dieſes Paragraphen
war dadurch ungewiß geworden, daß ein Ober-Landesgericht der
Monarchie den Zweifel aufgeſtellt hatte, ob unter den darin ge
nannten öffentlichen Kaſſen auch die Depoſitorien der Königli-
chen Gerichte zu verſtehen ſeien. Es hatten ſich beinahe eben
ſo viele Stimmen für als gegen die Frage erklärt. Hieraus
haben des Königs Majeſtät Veranlaſſung genommen, eine au-
thentiſche Jnterpretation dahin zu ertheilen, daß auch die De-
poſitorien der Königlichen Gerichte zu den öffentlichen Kaſſen
zu zählen ſeien, daß mithin auch dieſe, wie alle anderen öffent-
lichen Kaſſen die Bankſcheine unter allen Umſtänden anzuneh-
men hätten. Es iſt alſo nichts erfolgt, als eine einfache De

claration darüber, in welchem Umfange Se. Majeſtät durch das
Bank Privilegium Allerhöchſt ihre Kaſſen haben anweiſen wol-
len, dieſe Scheine anzunehmen; in welchem Umfange dieſe Va-
luta in den Kaſſen gelten ſolle. Daß hierzu die ſtändiſche Mit
wirkung erforderlich geweſen wäre, das habe ich in keinem Ge-
ſetz zu erkennen vermocht; wenigſtens reicht mein Scharfſinn
ich muß dies offen geſtehen dazu nicht aus.

Uebrigens verzichte ich eben ſo gern, wie der geehrte Red-
ner, darauf, daß dieſe Angelegenheit in der hohen Verſammlung
zu einer weiteren Diskuſſion gelangen möge.

Nachdem mehrere Redner, insbeſondere aber der Ab-
geordnete Milde aus Breslau fur und die Freiherren von
Maſſow und Manteuffel gegen den Antrag der Ab-
theilung geſprochen, erklärte ſich der Abg. Graf v. Schwe
rin dahin:

Es liegt uns ein Antrag der Abtheilung vor:
„Beſchließt die Abtheilung vorzuſchlagen, Se. Majeſtät den
König allerunterthänigſt zu bitten, dem Vereinigten Landtag
in Erwägung der ihm durch das Steuerbewilligungsrecht zu
gewieſenen Obliegenheiten das Recht der Feſtſtellung des Haupt
Finanz- Etats Allergnädigſt zu bewilligen

Jch bin gegen dieſen Antrag auf das allerentſchiedenſte,
zwar nicht aus dem Grunde, den das geehrte Mitglied aus der
Mark Brandenburg vor mir dagegen angeführt hat, indem ich
nicht, wie er, glaube, es wäre dies der Weg zur conſtitutionellen
Monarchie. Eine ſolche Annahme iſt, wie mir ſcheint, abſolut
unhiſtoriſch denn es hat das ſtandiſche Recht der Feſtſtellung des
Haupt Finanz- Etats lange vorher beſtanden, ehe es uberhaupt
conſtitutionelle Monarchieen gab, und iſt gewiß ein altgermani-
ſches. Wenn ſich der geehrte Redner in die Geſchichte ſeiner ei-
genen Provinz etwas vertiefen will, ſo wird er dieſes Recht dort eben
falls finden, und die Provinz Brandenburg hat doch wohl noch
nie eine conſtitutionelle Verfaſſung gehabt. Alſo ich ſage, nicht
aus dieſem Grunde bin ich dagegen, ſondern aus dem Grunde,
weil ich einen ſolchen Antrag an Se. Majeſtät jetzt nicht fur
zeitgemaß erachte.

Jch habe bereits bei früheren Debatten Veranlaſſung gehabt,
mich dahin auszuſprechen daß ich die Verfaſſung vom 3. Fe
bruar nicht fur ſo konſolidirt erachte in Bezug auf Finanz- An-
gelegenheiten, um jetzt ſchon nach gewiſſenhafter Ueberzeugung
zu einer Anleihe meine Zuſtimmung geben zu können. Es folgt
daraus aber nicht, daß ich dieſe Konſolidirung nur dadurch er-
langen zu können glaube, daß den Ständen das Recht der Feſt
ſtellung des Haupt -Finanz- Etats bewilligt würde es iſt in die
ſem Augenblick eine Petition in Berathung die Jnformation der
Stände uüber den Finanz- Etat weiter auszudehnen, und ſchon um

deswillen allein wird es nicht angehend ſein, mit dieſem Antrage
einen andern zu kumuliren, die Feſtſtellung des Finanz- Etats
zu gewähren. Jedenfalls wird es nothwendig ſein, zunächſt ab-
zuwarten, ob die Jnformation in der Art und Weiſe uns gege-
ben wird, wie wir ſie erbeten haben, und uns dies die Möglichkeit
gewahrt, ſo vollſtandig informirt zu ſein, um die Steuerbewilli-
gung und Anleihen ſo prufen zu können, daß wir dadurch in
den Stand verſetzt werden, die Anleihe und Steuerbewilligung,
die von uns gefordert wird, zu bewilligen. Gewiß eben ſo leb
haft, wie der Königliche Herr Kommiſſar ſehne ich den Augen-
blick herbei, wo die Lage der Sache ſo ſein wird, daß wir nicht
genöthigt ſind Vorlagen, die uns von der Regierung im Jnter-
eſſe des Landes gemacht werden, aus prinzipieller Rückſicht zu
ruckweiſen, und ich wiederhole es, ich glaube nicht, daß dazu
das Recht der Feſtſetzung des Finanz- Etats noöthig iſt. Ich fuüge
aber noch hinzu daß ich eben ſo ſehr der Zuverſicht bin daß in
weiterer Entwickelung unſerer ſtändiſchen Verhältniſſe das Gou-
vernement bald ſelbſt zu der Ueberzeugung kommen wird, daß die
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Feſtſtellung des Finanz Etats durch die Stände in nothwendiger
Konſequenz jeder geordneten ſtändiſchen Wirkſamkeit liegt und
durchaus nicht eine Schwächung der Macht der Krone involvirt,
ſondern daß auch in dieſem ſtändiſchen Recht die Stärke und
Macht der Regierung und der Krone einen ſicheren Stützpunkt
findet. Jch habe daher den Wunſch, daß der Antrag der Ab-
theilung nicht angenommen werde, weil ich ihn nicht für zeit-
gemäß erachte. (Vielſtimmiges Bravo.)

Dem Antrage Schwerins ſtimmten die uübrigen Redner
unter dem Vorbehalt bei, daß ſie fur jetzt von der Eror-
terung abſtehen wollten. Die Kurie beſchloß mit großer
Majorität, von der Berathung fur diesmal abzuſtehen.

6) Mehrere Petitionen hatten auf baldigſten Erlaß einer
längſt in Ausſicht geſtellten Gemeindeordnung für das platte
Land beantragt. Die Abtheilung ſchlug der Kurie vor:

Se. Majeſtät wolle geruhen, den Provinzen des öſtlichen
Theiles der Monarchie, welche Kommunal Gemeinde Ord-
nungen fur das platte Land dermalen durch ihre Landtage
ſchon beantragt haben oder noch beantragen werden, aus-
gearbeitete Entwurfe dazu zur Berathung der betreffenden
Provinziallandtage möglichſt bald vorlegen zu laſſen Der
Landtagskommiſſar erklärte, daß den nächſten Provinzial-
landtagen dergleichen Entwurfe vorgelegt werden wurden.
Einſtimmig wurde der Abtheilungsantrag angenommen.

7) Der Abgeordnete v. Franzius hatte petitionirt,
daß alle Prozeßgeſetze und über das Gerichtsverfahren und
die Rechtspflege vor ihrer Promulgation den Standen zur
Berathung vorgelegt wurden. Nach längerer Debatte nahm
die Kurie den Antrag mit mehr als an.

8) Es war beantragt, fur die Todeserklärungen ver-
ſchollener Seeleute kürzere Friſten zu ſtellen. Die Kurie
lehnte den Antrag ab.

9) Ein Abgeordneter hatte petitionirt, die Strafen fur
Diebſtahl, Raub und ähnliche Verbrechen zu verſcharfen.
Der Antrag ward abgelehnt.

10) Eine Petition des Abg. Reichard war dahin ge-
richtet, die in dem Tarif zu dem Geſetze wegen der Stem-
pelſteuer vom 7. Marz 1822 feſtgeſetzte Erbſchaftsſtempel-
ſteuer bei der Succeſſion unter Eheleuten fur alle Falle
aufzuheben. Die Kurie ſtimmte dem Antrage mit mehr
als z bei und ging alsdann auseinander.

Spanien.
Madrid, d. 19. Juni. Geſtern Morgen hat man in

aller Eile eine Compagnie Jnfanterie in der Richtung von
Aranjuez abgehen laſſen; es war das Gerucht in Umlauf,
es habe ſich dort eine Bande montemoliniſtiſcher Factioſen
gezeigt.

Portugal.
(London, d. 23. Juni.) Dem Morning- Chronicle

ſind Nachrichten aus Liſſabon bis 15. Juni zugegangen.
Jn der portugieſiſchen Hauptſtadt war an dieſem Tag aus
Setubal die Meldung eingetroffen daß Sa da Bandeira
und Graf Mello ſich mit 300 Mann als Kriegsgefangene
unter den Schutz des engliſchen Admirals geſtellt und St.
Ubes uübergeben hätten. Die ubrige Beſatzung hatte die
Stadt während der Nacht geräaäumt und war unter den Be-
fehlen von Galamba und dem Grafen Taipal nach Evora
zu abgezogen; Vinhaes hatte ſie nicht daran gehindert.
Sa da Bandeira und ſeine Kameraden befinden ſich an
Bord des „Sidon der Admiral war am Abend in Liſſa-
bon erwartet. Das Antas und die übrigen Gefangenen
im Fort St. Julian dürfen nicht mehr, wie vorher, vielen

Beſuch annehmen und die S iſt um 200 Marine
ſoldaten verſtärkt worden. Der Graf rath übrigens ſeinen
Kameraden vollſtändige Unterwerfung an.

China.
Der Schluß der Proclamation, welche der engliſche

Gouverneur, nachdem er Canton zur Unterwerfung gezwun-
gen hatte, an die Chineſen erließ, lautet, nachdem die
mit Keying vertragenen Bedingungen vorausgeſchickt ſind,
wie folgt: Da es demnach den chineſiſchen Beamten an
Treu und Glauben gebricht, ſo bin ich mit Schiffen bis
zur Hauptſtadt der Provinz gekommen, um dieſe Beamten,
die ihr Vergehen erkannt haben, wegen ihres ſchmaählichen
Benehmens zur Verantwortung zu ziehen. Wir betrachten
das chineſiſche Volk wie kleine Kinder, die wir beſchuützen
wollen; aber wehe denen, die ſich ſchlecht auffuühren! Daß
ein jeder hoöre, gehorche und zittre!“ Die von der britti-
ſchen Regierung China auferlegten Bedingungen ſind in der
Hauptſache folgende: nach Verlauf von zwei Jahren haben
die Engländer freien Eingang in der Stadt Canton; be-
kommen einen eignen Ankerplatz angewieſen; die Douane
wird von den Factoreien entfernt und den Englandern ſind
vierzig Acker Grund und Boden abzutreten. Es fanden
von Seiten der Chineſen noch einige Verſuche zum Wider-
ſtand ſtatt; aber die Engländer machten täglich Promena-
den in den Vorſtädten und der Zorn des Volkes machte
ſich nur in Worten und Drohungen Luft. Die Behoörden
haben den Einwohnern eingeſchärft, ſich nicht in Maſſen
um die Fremden zu verſammeln und dieſelben als Merk-
wurdigkeiten zu begaffen. Bevor die zwei Jahre abgelau-
fen ſind, werden ſich die Dinge vermuthlich noch ganz an-
ders wenden.

Magdeburg Leipziger Eiſenbahn.
A. Betriebs-Einnahmen:

1) Vom 1. Jan. bis ult. Maärz 1847 149,132 Thlr. 1 Sgr. 6Pf.

2) Jm Monat April e. 93,464 5
Summa 242,596 Thlr. 6 Sgr. 6Pf.

B. Perſonen -Frequenz:
1) Vom 1. Jan. bis ult. März 1847 113,351 Perſonen.
2) Jm Monat April e. 87,137

Summa 200,488 Perſonen.

C. Fracht- und Eilgzuter-Verkehr:
1) Vom 1. Jan. bis ult. März 1847 485,160/, Centner.
2) Jm Monat April e. 215,2951

Summa 700,456 Centner.

Perſonen Frequenz
der Magdeburg- Leipziger Eiſenbahn.

Bis incl. 12. Juni wurden befördert 295,097 Perſonen.
Vom 13. bis inel. 19. Juni C.,

incl. 1268 Perſonen aus dem Zwi-

ſchenverkehr 14,337
in Summa 309,434 Perſonen.

Deutſch-katholiſche Gemeinde.
Sonntag den 4. d. früh 9 Uhr Gottesdienſt (Pfarrer Gieſe).

Der Vorſtand.
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Handels Nachrichten.
Berlin, d. 26. Juni. Wir hatten im Laufe dieſerWoche vermehrte Landzufuhren von Getreide: 10 Wſpl. Wei-

zen 38 Wſpl. Roggen, 33 Wſpl. Gerſte, 95 Wſpl. Hafer,
und wurde bezahlt: 110/115 Thlr. für Weizen, 96/100 Thlr.
für Roggen, 70,72 Thlr. für Gerſte, 44748 Thlr. für Hafer.
Zunehmend davon paſſirte durch die Kanäle; durch den Finow-
Kanal: 611 Wſpl. Weizen, 3627 Wſpl. Roggen, 843 Wſpl.
Hafer, 69 Wſpl. Erbſen, circa 18,000 Etr. Mehl; durch den
Friedrich-Wilhelms-Kanal: 88 Wſpl. Weizen, 40 Wſpl. Hafer,
circa 1750 Ctr. Mehl. Dagegen ging waſſerwärts wenig ab:
133 Wſpl. Weizen nach Hamburg, 480 Wſpl. Roggen nach
Magdeburg und Bernburg. Um ſo ausgedehnter aber war
der Verſandt per Eiſenbahn, welche den Andrang zu prompten
Verladungen entfernt nicht befriedigen konnten. Der Ver-
kehr in Getreide beſchränkte ſich meiſt auf kleinere Partieen, war
aber ziemlich lebhaft. Weizen, wofür die Spekulation ganz
ruhte, gab im Werthe etwas nach, obſchon die letzteren Be
richte von England etwas feſter dafür ſich ausſprachen. Bei
Ladungen ging nichts um. Wir notiren: weißer 85/87pfd.
poln. 114/118 Thlr. bunter 84,85pfd. poln. 110/114 Thlr.
gelbe märk. Sorten fehlen. Auf das Geſchäft in Roggen
hatten die ausländiſchen Berichte kaum einen Einfluß, dieſer
hing mehr ab von den ruſſiſchen Abkünften in Stettin, deren
ſehr bedeutende dort eintrafen, welche größtentheils auf hier de-
bouchirten. Zufolge deſſen nahmen unſere Preiſe eine weichende
Tendenz an, die bis über Mitte der Woche anhielt, von da
ab aber einer entgegengeſetzten Platz machte. Demnach ſchloſſen
wir heute: loco 93/94 Thlr. bez., pro Juni bis 94 Thlr. bez.
95 Br. pro Juni Juli bis 82 Thlr. bez., pro Juli/ Auguſt
bis 75 Thlr. bez. 76 Thlr. Br. Gerſte iſt faſt gänzlich
geräumt, unter 72/73 Thlr. nach Güte nicht käuflich. Von
Hafer kam Mehreres heran, und Preiſe gaben eher nach;

Kleeſaaten blieben außer Handel, weil feine Waare
fehlte und geringe unbeachtet warz geforderte Preiſe waren für
weißes 10,13 Thlr., für rothes 9/12 Thlr. nach Qualität.

Jn Oelſaaten vorjähriger wie diesjähriger Ernte auf Lie-
ferung wurde wegen Mangel an Offerten nichts gehandelt für
alten Rapps war 80 Thlr. zu bedingen, für neuen pro An-
guſt,/ Sept. 76/78 Thlr. Rübſen war nicht beachtet. Die
Frage für Rüböl auf Lieferung, beſonders pro Herbſttermine,
war im Zunehmen, wogegen Verkäufer mehr und mehr hinter
hohen Forderungen ſich zurückzogen, die ihnen auch gewährt
werden mußten. Wir ſchloſſen heute: loco und Juni Juli
113/, Br. Gld. Juli Aug. 115/6 à Aug. Septbr.
12 Br., 118 Gld.; Septbr. /Octbr. 12 Thlr. bez. u. Br.
1111 Gld. Octbr. Decbr. 12 Thlr. bez. u. Br., 118/6 Gld.

Für Leinöl fehlte Kaufluſt, 11 Thlr- loco Lieferung no-
minell. Mohnöl 221 Thlr. Hanföl 16/15 Thlr. Palm-
öl 141 14 Thlr. Südſeethran 9 Thlr.

Die Berichte über den Stand der Oelſaaten im Felde
nähern ſich einander immer mehr dahin: daß weder qualitativ
noch quantitativ ein großer Ertrag zu erwarten ſtehe, weil die-
ſelben überhaupt nur, dünn ſtehend, wenig Schoten angeſetzt
haben und der Jnhalt dieſer durch Ungeziefer ſehr beeinträchtigt
worden. Auch Roggen erachtet man durchſchnittlich nur dünn
ſtehend und deſſen Aehren wie Körnereinſatz bei weitem nicht
voll kommen. Die anderen Früchte ſollen mehr oder weniger
gut ſtehen je nachdem Regen gefallen oder gefehlt hat.
Bei ſehr geringem Bedarf und fehlender Meinung für Spi-
ritus war derſelbe ganz vernachläſſigt und bei Partieen faſt
unverkäuflich, weshalb deſſen Werth weſentlich gewichen loco
bei Kleinigkeiten 31 31 Thlr., Juli Auguſt zu 30 Thlr.
verkauft u. Br. pro Auguſt 31 Thlr. bezahlt. Die zu Felde
ſtehenden Kartoffeln ſollen zu den beſten Erwartungen berech-
tigen. Die Witterung war fruchtbar; warmer Sonnen-loco 46/54pfd. 42/46 Thlr. ſchw. 48pfd. 44 Thlr. Br.

Erbſen wurden weniger dringend ausgeboten,
Werth auf 78,86 Thlr. ſich e

wodurch deren ſchein und Regen wechſelten mit einander.
S. W.

Der Wind war

e eBekanntmachungen.
Ein in den Geſchäften der Auseinander-

ſetzungs Behörden vollſtändig routinirter
und in ſittlicher Beziehung genügend em
pfohlener Protokollführer findet ſogleich oder
vom 1. October c. ab Anſtellung. Offer-
ten ſind unter Beifügung eines Lebenslaufs
an Unterzeichneten zu richten.

Kreis Juſtiz-Commiſſarius Gühne
zu Naumburg.

Mittwoch den 7. Juli e. ſoll das Obſt
des hieſigen Rittergutes, beſtehend in Pfir-
ſichen, bedeutend viel Aprikroſen, Aepfeln,
Birnen und Pflaumen, öffentlich meiſtbie-
tend verkauft werden. Die Hälfte der Kauf-
ſumme wird ſofort nach dem Zuſchlage er-
legt, und alles Uebrige vor der Auction be
kannt gemacht.

Stedten bei Schraplau, d. 28. Juni 1847.
Rothmaler.

Auf dem Vorwerk Gimritz bei Halle
ſtehen mehrere fette ſchlachtbare Kühe zum
ſofortigen Verkauf.

Ein Gaſthof in einer Stadt

welcher blühende Nahrung hat,
ganz neu erbaut, parterre 7 Piècen, incl.
Keller, Speiſekammer und Küche, erſte
Etage 6 Stuben nebſt großem Saal, für
40 Pferde Stallung nebſt Vergnügungs-
Garten und einem vollſtändigen Jnventa-
rium, ſoll Fa milienverhältniſſe halber ſo-
fort verkauft werden. Die nähere Offerte
iſt beauftragt nachzuweiſen Höhne, Nr.
864, Graſeweg zu Halle a. S.

Halle,

Geſang-Unterricht.
Da ich mich als Geſanglehrer allhier

habilitirt habe, fo empfehle ich mich einem
geehrten Publikum ganz ergebenſt.

Carl Pielke,
(Schüler von Joannes Mieckſch),

Brüderſtraße Nr. 221.

Künftigen Sonntag den 4. Juli ſollen
6 lange Pfeifen ausgekegelt werden, nach
dieſem Tanzvergnügen bei

Hohen, den 29. Juni 1847.
J. Funke.

F

Gebauerſche Buchdruckerei.
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ohnweit,
Obſt-V Ferpachtung

Das zum Rittergute Hohenthurm
gehörige Obſt an der Chauſſee, ſoll

Montags den 5. Juli d. J.
Vormittags 10 Uhr meiſtbietend verpachtet
werden.

Bekanntmachung.
Eine Quantität gut gehaltenes Lang-

Roggenſtroh iſt noch zu verkaufen in der
Mühle zu Unter-Esperſtedt.

Schmidt.

Eine Familie auf dem Lande ſucht eine
Kindermuhme. Das Nähere bei F. Gan-
ſen, Goldarbeiter, gr. Ulrichsſtraße Nr. 5.

Den Wehrmännern der 5. Compagnie
2. Bataillons (Halle) 27. LandwehrRegi-
ments rufe ich bei meiner Rückverſetzung
nach Magdeburg ein Lebewohl zu.

Halle, den 30. Juni 1847.v. Grube ow,
Pr.-Lieut. im 27. -Reg. und Führer

der 2. Comp. 4. komb. Reſ.-Bat.
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Zeitung für Stadt und Land.Courier s, Halliſcher
Donnerstag, den I. Juli 1847.

Deutſchland.
Halle, d. 30. Juni. Geſtern Abend traf, auf einer

Erholungsreiſe nach dem Rhein begriffen, der preußiſche
Deputirte v. Auerswald hier ein. Schnell verbreitete
ſich die Kunde von ſeiner Anweſenheit, ſo daß ſchon nach
einer Stunde dem gefeierten Manne von zahlreichen Ver
ehrern aus der Mitte der Univerſität wie der Buürgerſchaft
durch eine Anrede und Sangesgruß laute und freudige Hul-
digung dargebracht wurde. Sichtlich erfreut, ſprach Herr
v. Auerswald, in beſcheidenſter Ablehnung der ihm per-
ſönlich gewordenen Ehre, Worte des Dankes und zuverſicht-
licher Hoffnung fur die politiſche Entwickelung Preußens,
welche den jugendlichen Kräften der Zukunft anheim ge-
geben ſind.

Berlin, d. 29. Juni. Se. Durchlaucht der Herzog
von Aremberg iſt nach Bruſſel, Se. Durchlaucht der
Herzog von Croy nach Dulmen, Se. Excellenz der Wirk-
liche Geheime Rath, Graf von Renard, nach Breslau,
und Se. Excellenz der General der Jnfanterie und Gene-
ral- Adjutant Sr. Majeſtät des Kaiſers von Rußland, von
Berg, nach Wien von hier abgereiſt.

Das Juſtizminiſterial- Blatt Nr. 25 enthalt eine Zu-
ſammenſtellung der beſtehenden Vorſchriften uüber die Vor
bereitung und Prufung der, die Juſtiz-Referendarien mit
Rückſicht auf die neuen Veränderungen im Civil-Prozeß-
Verfahren abändernden Grundſaätze. Unter andern muß
jeder Referendarius, der zur dritten Prufung verſtattet
werden will: 1) ein volles Jahr bei einem Obergericht ge-
arbeitet haben 2) mindeſtens drei Monate bei einem Un-
tergerichte als ſelbſtſtaändiger Richter in allen Hauptzwei-
gen der richterlichen Thätigkeit beſchäftigt geweſen ſein.
Die Beſchaftigung von mindeſtens vier Monaten bei einem
größeren Untergericht, bei welchen Referendarien als ſelbſt

ſtändige Richter nicht fungiren durfen, kann mit Genehmi-
gung des Obergerichts die Beſchaftigung als ſelbſtſtändiger

Richter bei einem kleinen Untergericht erſetzen. Außerdem
muß der Referendarius noch mindeſtens ſechs Monate, ent-

weder 3) bei einem Untergerichte arbeiten und beſonders auch
als Aſſiſtent der Parteien in Civil-Prozeſſen, ſowie als
Vertheidiger in Kriminal Unterſuchungen beſchaftigt wer
den; oder ſtatt deſſen 4) bei einem Juſtiz-Kommiſſarius zur
Beſchaftigung eintreten, um ſich namentlich in Vertretung

der Parteien und in mündlichen Vorträgen vor verſammel
I tem Gerichte noch beſſer zu üben.

Breslau, d. 26. Juni. Se. Maj. der Koöönig trafen
heute Abend bald nach 8 Uhr in Begleitung Sr. Exc. des
commandirenden Generals Herrn Grafen v. Brandenburg

und des Herrn Ober- Präſidenten v. Wedell auf dem Nie-
derſchleſiſch-Maärkiſchen Bahnhofe ein wo Allerhochſtdie
ſelben von dem Magiſtrat und den Stadtverordneten ehr-
erbietigſt empfangen wurden. Als der König von dem Per-

ron in den Wagen ſtieg, ertönte von dem zahlreich verſam

melten Publicum ein freudiges Hurrah. Se. Maj. fuhren
ſogleich nach dem Königl. Palais, wo die uübrigen Militair-
und Civil-Behoörden Allerhoöchſtdenſelben erwarteten.

Die Feierlichkeiten bei Enthullung des Friedrich Denk
mals werden (nach dem gedruckten Programm) Sonntag,
den 27., in folgender Ordnung Statt haben: 1) die weſt-
liche Ringſeite wird durch ein aus den Garniſontruppen
und dem Buürgerſchüützen- Corps zu bildendes Viereck um
grenzt. 2) Jnnerhalb dieſes Raumes verſammeln ſich die
Eingeladenen um 11 Uhr. 3) Auf dem Rathhauſe ver-
ſammeln ſich die Mitglieder des Vereins, der die Errich-
tung des Denkmals geleitet hat, ferner die Herren Profeſ-
ſor, Gießereidirector Klagemann, Ciſeleur Vollgold, Stein
ſetzmeiſter Bungenſtab, und deren mit ihren Gewerks-Em-
blemen geſchmuckte Gehuülfen. 4) Vom Rathhauſe durch
die Eliſabethſtraße begeben ſich die dort Verſammelten in
den umgrenzten Raum und ſtellen ſich am Fuße des Denk
mals auf. 5) Um 12 Uhr beginnt ein Lied nach der Me
lodie: Heil dir im Siegerkranz«. 6) Feſtrede des Vice-
präſes des Vereins, Bürgermeiſter Bartſch. 7) Enthul-
lung des Denkmals durch den Praſidenten des Vereins,
Se. Durchl. den Herrn Furſten Adolph von Hohenlohe-
Jngelfingen, unter Mitwirkung Sr. Exc. des Herrn Gene-
ral-Feldmarſchalls Grafen von Zieten und des Koönigl. Geh.
Commerzien-Rathes Oelsner. 8) Feſtlied. 9) Dreifaches
Lebehoch: a. den Manen Koönig Friedrichs des Zweiten,
b. dem regierenden König und der Königin Majeſtät und
dem Koööniglichen Hauſe, e. dem Vaterlande, dem Flore
Schleſiens. 10) Parademarſch der Garniſon

Portugal.
(London, d. 25. Juni.) Weitere Mittheilungen aus

Portugal in engliſchen Blättern ſchildern die Anarchie und
Unordnung im Lande großer als je. Gegen die ſpaniſchen
Truppen, die noch nicht uüber Valença hinausgekommen ſind,
und gegen die Engländer ſoll wegen der Jntervention die
großte Erbitterung herrſchen.

Ueber England wie uüber Madrid eingehende Nachrich-
ten beſtätigen, daß die Sendung des Marquis von Loule,
Commiſſairs der Junta, nach Liſſabon zu keinem befriedi-
genden Reſultat geführt hat, da derſelbe entweder nicht
ermächtigt oder nicht gewillt war, die foörmliche und volle
Annahme der vier Bedingungen von Seiten der Junta an
zuzeigen. Direkte Mittheilungen aus Oporto bis 15. Juni
lauten dahin, daß die Junta die bereits erfolgte Annahme
der Vergleichspropoſitionen am 12. widerrufen hat; die
ſchon aufgehoben geweſene Blokade wurde deshalb ergeuert;
12,000 Mann ſpaniſche Truppen ruückten in Eilmaärſchen
gegen die Stadt an und zum 2l. ſollte General Concha vor
derſelben eintreffen. Die von der Koöönigin erlaſſene Pro-
klamation und das Amneſtiedekret machten in Liſſabon große
Senſation, ſo daß noch an demſelben Abend ein zweites
Dekret als Beilage zum Diario do Goberno ausgegeben
wurde, worin ausgeſprochen iſt, daß die beſagte Amneſtie



erſt in Kraft treten ſolle, nachdem ſich die Junta und alle
Jnſurgententruppen im ganzen Land der Autorität der Kö-
nigin wieder unterworfen haben wurden. Man hat jedoch
Grund zu glauben, es werden die drei verbündeten Mächte
nicht zugeben wollen, daß dieſe gerechte und wohlthatige
Maßnahme der Verſoöhnung auf ſo unbeſtimmte Zeit aus-
geſetzt werde da die vollſtändige Wiederherſtellung des
Friedens in allen Theilen von Portugal immer noch in wei-
ter Ferne liegt.

Vermiſchtes.
Breslau. Friedrich II. kam am 4. November

1740 von Neiſſe nach Breslau, um ſich huldigen zu laſſen.
Die topographiſche Chronik von Breslau ſagt daruüber:
Abends war die Stadt zum erſten Male mit Laternen er-
leuchtet, ſo weit dieſe fertig waren.“ Friedrich zieht
bildlich zum zweiten Male in Breslau ein und mit einer
kleinen poetiſchen Licenz wird man wieder ſagen koönnen,

daß unſere Stadt zu dieſer Friſt zum erſten Male mit Gas-
laternen beleuchtet worden ſei ſo weit dieſe namlich fer-
tig geweſen.

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Preuß. Gelde.)

Halle, den 29. Juni.

Weizen 4 26 J 3 A bis 5 6 W 3Roggen 4 5 4 10Gerſte 2 28 9 3 S 9Hafer 1 16 s 1 22 6Getreidebericht. Berlin, den 29. Juni.
Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt:

Weizen nach Qualitat von 112 120
Roggen loco 9496

Lieferung pr. Juli 82 83 bz. u. G.
pr. Juli Auguſt 74 74 bz.

Gerſte loco 72
Hafer loco nach Qualität 4246
Rüböl loco 1187,

Herbſt 12 bz.
KanalLiſt en. Den Finow-Kanal paſſirten am 26./28. Juni

90 Wſpl. Weizen 742 Wſpl. Roggen, 102 Wſpl. Hafer, 12 Wſpl.
Erbſen, 3442 Etr. Mehl.

Waſſerſtand der Saale bei Halle.
am 29. Juni Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 1 Zoll.
am 30. Juni Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 1 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 29. Juni: 12 Zoll unter 0.

Fonds und Geld Cours.
Berlin den 29. Juni.

3f. Brief. Geld. 3f.Brief. ſ Geld.,St. SchuldSch. 31 93 92 [Pomm. Pfndbr. 31/, 951
Seeh. Präm. K. u. Nm. do. 31 948Scheine. 35 FSchlefiſche do. 31 97Kur u. Neum. do. Lt. B. ga-Schuldverſchr. 31 89 s rant. do. 31 SBerliner Stadt
Obligat. 31 93 SWſtpr. Pfandbr. 3 93 Frdrchsd'or. 137 13
Großh. Poſ. do. 11012 Auguſtd'or. 12 11,

do. do. 3 927 Gold al wmarc. SOſtpr. Pfandbr.3 96 Disconto 4 5
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Eiſenbahn- Aetien.

Volleing. Z3f. 3f.Amſt. Rott. 4 97 B. 97 G. Rhein. Stm. 4 (848/, bz
Arnh. Utr. 4 do. P. Obl. 4Brl. Anhalt. 4 1113 bz. do. v. St. gar 3
do. do. P. Obl.. 4 ächſ. Bair. 4 (87 BBerl. Hamb. 4 108 bz. u. B. Sag.-Glog. 4 S
do. P. Obl. 4 99 bz. do. P. Obl. 4

Brl. Stettin 4 1103 bz. u. G. St. -Vohw. 4 S
Bonn Köln. 5 Thüringer. 4 (94 G. l StaBresl. Freib. 4 W.-B. C. -0. 4 85 Bdo. do. P. Obl. 4 Zarsk. Selo. 72 bz

Cöth.Bernb. 4 9Cr. Ob. Schl. 4 771 G. Quittungs- S
Düſſ. Elberf. 4 10337, B. Bogen. S
do. do. P. Obl. 4 aGloggnitz. 4
Hmb. Bergd. 4 Aach.-Maſtr. 20 83 bz. GolKiel-Alton. 4 1093 G. Berg. Märk. 50 84 a 57, bz.
Leipz. Dresd. 4 Berl. Anh. B. 45 103 a i7, bz. u. G.
Magd. Hlbſt.. 4 Bexb. Ludwh. 70
Magd. Leipz. 4 Brieg-Neiſſe. 55 S edo. P. Obl. 4 Chemn. Riſa. 80 S 4N. Schl. Mk. 4 88 bz. Köln Mind. 80 94! bz. u. G.
do. P. Obl. 4 921 G. d. Thür. V. 20 85 B.
do. P. Obl. 5 101 bz. Dresd. Görl. 90 100 B.
Nrdb. K. F. 4 Löb. Zittau. 70 2OSchl. Lt. A. 4 105 B. Magd. Witt. 20 85 B. i a. d
do. P. Obl. 4 Mecklenburg. 60 74 G. benedo. Lt. B. 4 398 B. Nordb. F. W. 60 728/, bz 9Potsd. Mgd. 4 967, G. Rh. St. Pr. 70 8917. G hardo. P. A. B. 4 92 bz. Starg. Poſ. 30 83 G. 84 B Verdo. do. 5 101“, a bz. kanr(Schluß der Börſe 3 Uhr.) l Glä
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Leipzig, den 28. Juni. Köa Ange Staatspapiere. AngeStaatspapiere. Htc Geſucht geren r S. en. Geſucht

Königlich Sächſiſche K. K. Oeſtr. Metall. GSrtaats- Papiere pr. 150 fl. Conv.
à 39 im 14 F. à 59/,) lauf. Zinſen l nervon 1000 u. 500 im s 500kleinere v à 3 14 F. durcdo. do. v. 500 1100 I StaKönigl. Sächſ. Land lrentenbr. à 31 Pr. Frdrd'or. à 5
im 14 F. auf 100von 1000 u. 500 92 And. ausl. Louisd'or Mi
kleinere J ä 5 nach gerin- ausKönigl. Pr. Steuer germ Ausmünzfu- WKredit Kaſſenſch. ße auf 1000 12à 39 im 20fl. F. Conv. Spec. u. Gld. 1von 1000 u. 500 88 auf 100 a pothkleinere S idem 10 u. 20 Kr. gerſtLeipz. Stadt Obli- auf 1000 3 1gationen à 39 im

14 F.von 1000 u. 500 90 XAct. d. W. B. pr. St.
kleinere S à 103Sächſ. erbl. Pfand Leipz. Bank Actien
briefe à 31 à 250 pr. 100 167 Svon 500 r Eeipz ODresd. Eiſnb.von 100 u. 25 S Actien à 100
S. lauſitzer Pfand pr. 100 115,briefe à 39 FSächſiſch-Baier. do.
S. lauſitzer Pfand pr. 100 87briefe à 31 FSäcchſiſch-Schleſ. do.
Lpz.Orsd. Eiſenb. pr. 100 100P.Obl. à 3 104 Chemnitz Rieſaer
K. Pr. St. Schuldſch. do. à 100- pr. 100 59
à 31 in Pr. Ct. Löbau- Zittauer do.

pr. 1000 (92, pr. 100 55Hamb. Feuerk.Anl. Magd.-Lpz. do. incl.
à 3 (300 Mk. Div. Scheine do.Bco. 150 S S pr. 100 218

d. h. Steuer Kredit und Staats Schulden Kaſſenſcheine.



V

e

Fremdenliſte.

mirſtedt.

lestown.
beſ. Raabe a. Priſchwitz.

a. Wien.

Stadt Zürich
a. Plauten in Preußen.
a. Weimar. Hr. Amtm. Dralle m. Gem.

burg, Dicke a. Lüdenſcheid.
Hr. prakt. Arzt Dr. Cramer a. Aſchersleben.
Stuürme a. Schutzberg.
berg. Hr. Stud. Neuber a. Kaſſel.

Goldnen Ning: Die Hrrn. Prediger A. Kaſtner a. Zoörbig, Ahner
Hr. Kupferſtecher Friedrich a. Berlin.a. Hohenleina.

Kaufm. Krauſe a. Magdeburg.
r e

Angekommene Fremde vom 29. bis 30. Juni.
Im Kronprinzen Hr. Rittergutsbeſ. Graf v. Helldorf a. Woll

Hr. Rittmſtr. v. Macarne a. Braunſchweig.
Hrrn. Stud. Clopham u. Thrny a. Liverpool, Zogbaum a. Char-

Hr. Major a. D. v. Wurmb a. Hannover.
Hr. Buchhdlr. Schottmann a. Wei

mar. Hr. Jngen. Hanewald a. Kaſſel. Hr. Polytechniker Mickan
Hr. Kaufm. Lucius a. Frankfurt.

Braune a. Muünchen. Hr. Juriſt Hoöninger a. Berlin.
Hr. Generallandſchaftsrath v. Auerswald m. Fam.

Frl. Haaſe a. Penig. Hr. Rent. Boſſe
a. Schortewitz.

Hrrn. Kaufl. Jacoby u. Franke a. Berlin, Jonatha a. Magde-
Hr. Fabrikbeſ. Krauſe a. Guben.

Hr. Juſtiz-Comm. Andrée a. Witten-
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Die Schwarzen Bär:
Hr. Guts ner a. Weimar.

a. Königsberg.
a. Dresden.

Goldne Kugel

Hr. Profeſſor Dr.

Ruppin.
a. Eisleben.

Die

Zur Eiſenbahn:Hr. Gutsbeſ.

Hr.
7

Goldnen Löwen: Die Hrrn. Kaufl. Cattera m. Fam. a. Prenzlau
Blumenberg a. Berlin, Rothe a. Camburg. Hr. Fabrik. Man
gel a. Eiſenach. Hr. Dr. phil. Klieber a. Braunſchweig.
Oekon. Wolle a. Ronneburg.

Die Hrrn. Kaufl. Bachmann a. Leipzig, Röß
ler a. Eupen, Neuburger a. Bamberg. Hr. GeſchaftsReiſ. Käſt

Hr.

Stadt Hamburg Hr. Hauptm. v. Kruger m. Sohn a. Neuſtrelitz.
Hr. Gutsbeſ. Müller a. Nordhauſen.e Hr. Amtm. HardenbergDie Hrrn. Kaufl. Herz a. Goörlitz, Monnero

Die Hrrn. Kaufl. Kehl a. Schmalkalden, Chuzer
a. Danzig, Schach a. Hildburghauſen.
haändler Staritz a. Freiburg.

Hr. Direktor Caré a. Berlin.

Hr. Gold u. Silber-
Hr. Muſik Dir. Welke a. Neu

Hr. Amtm. Lorleberg

Hr. Ober Poſt Jnſp. Pieck a. Juterbogk. Hr
Baron v. Coruſch a. Memel.
berg a/W., Liebner u. Oller a. Berlin, Bichel a. Magdeburg,
Winkler u. Rumpler a. Celle.

Höötkcäl de Prusse:
Hr. Rent. Schreiber a. Leipzig.

Die Hrrn. Kaufl. Sauer a. Lands-.

Hr. Partik. Jonas m. Fam. a. Berlin.

S e e e e Odbbſt- Verkauf.Bekanntma ch ungen. S Verkauf des Arternſchen Die diesjährigen, in den Plantagen des
Bekanntmachung. S Schützenhauſes.

Die Nachlaß- Maſſe des zu Freiburg
a. d. U. am 15. November 1845 verſtor
benen Thürmers und Stadt-Muſikus Jo-
hann Friedrich Heiland ſoll nach
Verlauf von vier Wochen unter die be-
kannten ſich gemeldet habenden Nachlaß-
Gläubiger vertheilt werden.

Naumburg, den 15. Juni 1847.
Königl. Land- u. Stadtgericht.

Hahn.

Ein in einer Stadt am Markte belege-
ner Gaſthof mit 30 Acker Feld c. iſt mit
5000 Thlr. Anzahlung ſofort zu verkaufen
durch den Commiſſionair Siegelin Halle,
Stadtfleiſchergaſſe Nr. 133.

400 Thlr. ſofort und 1500 Thlr. zu
Michaelis ſind auf ländliche Grundſtücke
auszuleihen durch Siegel.

1800 Thlr. werden auf ganz ſichere Hy
pothek zu leihen geſucht. Näheres Leipzi
gerſtraße Nr. 283.

Wein- Verkauf.
Freitag den 2. Juli von Morgens 9 Uhr

an ſoll der noch vorhandene Reſt diverſer
rother und weißer franz. Weine, Cham-
pagner, Arrac de Batavia und mehrere
Fäſſer umgeſchlagene Weine in Nr. 883
am Klausthor meiſtbietend gegen gleich baare
Zahlung verkauft werden.

Zum Sternſchießen Sonntag den 4. Juli
ladet ergebenſt ein

Schladebach in Weſtewitz.

Echt franzöſiſcher Weineſſig,
das Quart 5 Sgr., bei

W. Fürſtenberg.

Die Lokalität, an der Leipziger
ſtraße und der blühendſten Saline be z
Slegen, umgeben mit einem Garten,

3 Acker enthaltend, mit Lauben-Anla z
Ja gen und Kegelbahnen, 4 Stubenz
Se nebſt Kammern, einem Tanzſaal, vor
85 15 Jahren neu erbaut, iſt aus freier
S Hand meiſtbietend zu verkaufen, und
Sſteht Termin
S d. 31. Juli er. Nachmittags 2 Uhr
im Lokale des Schützenhauſes, wozu z
Z. Kaufliebhaber beſtens einladet, unter
Hden im Termine bekannt zu machendens

S Bedingungen, cG Artern, den 23. Juni 1847.

W Fr. Walther, St Schützenhaus- Beſitzer.
S S e e e e h e S h

Gaſthofs- Verkauf.
Ein Gaſthaus auf dem Lande, das ſich

des beſten und lebhafteſten Verkehrs ſeit
einer langen Reihe von Jahren erfreut und
mit einem ausſchließlichen Privilegium ver-
ſehen iſt, ſoll, weil deſſen Beſitzer kränklich
geworden aus freier Hand unter ſehr vor-
theilhaften Bedingungen verkauft werden.

Hierauf Reflektirende haben ſich in Fran-
co Briefen an den Regierungs Advocaten
Dr. Habicht in Bernburg zu wenden.

Bekanntmachung.
Den 11. Juli d. J. Nachmittags 3 Uhr

will die Gemeinde Röglitz das ihr zuge-
hörige, noch in ſehr gutem Stande befind-
liche Hirtenhaus nebſt Stallung und Gar-
ten meiſtbietend verkaufen, wozu Kauf-
luſtige hiermit eingeladen werden. Die
Bedingungen ſollen im Termine bekannt
gemacht werden.

Röglitz, den 29. Juni 1847.
Der Ortsvorſtand.

Ritterguts Schaafſee befindlichen Pflau
men, Aprikoſen, Aepfel und Birnen, ſol-
len Montag als den

5. Juli Vormittags 8 Uhr
in dem Gaſthofe daſelbſt meiſtbietend ver
kauft werden.

Ferner
ſollen am ſelbigen Tage Nachmittags 1 Uhr
die Aepfel, Birnen und Pflaumen des Müh-
lenbeſitzer Herrn Stecher in den Gärten
und Plantagen bei Schraplau, ſo wie
in dem Garten der Unter-Mühle bei
Stedten meiſtbietend an Ort und Stelle
verkauft werden.

Ferner
ſollen am ſelbigen Tage Nachmittags 4 Uhr
die Aepfel, Birnen und Pflaumen in den
Garten und Plantagen zur Hecht'ſchen
Mühle zu Stedten meiſtbietend an Ort
und Stelle verkauft werden.

Schraplau, den 27. Juni 1847.
Jm Auftrage

Mettin.

Geſchäfts- Verkauf.
Jch bin geſonnen, mein in der beſten

Lage befindliches, und auch eine Familie
ſehr gut ernährendes Material- Geſchäft mit
Zubehör, blos ver änderungshalber ſofort
aus freier Hand zu verkaufen.

des Kaufpreiſes können darauf ſte
hen bleiben, und Michaelis dieſes Jahres
kann daſſelbe bezogen werden.

Unterhändler werden verbeten.
Zeitz, den 27. Juni 1847.

Theodor Vollhaber.

Für junge lebende Trappen zahle ich für
das Stück. 1, 2 bis 3 Thlr., nachdem die
Größe iſt.

Moritz Richter, Kaufmann
in Leipzig, Barfußgäßchen Nr. 10.



Eine neue FrühjahrsSendung echten
weſtindiſchen Honig, beſte Sorte,
empfing und verkauft das Pfd. à 4 Sgr.,
auf 8 Pfund 1 Pfund Rabatt.

H. Fromm,
große Ulrichsſtraße Nr. 28 im Ehrhardt-

ſchen Hauſe.

C Einem geehrten Publikum zeige
hiermit ergebenſt an, daß ich meine Ma-
ſchinenBauwerkſtatt von Lützkewitz nach
Zeitz verlegt habe, und daß hier in Zeitz
alle Arten Maſchinen zu den billigſten Prei-
ſen gefertigt werden als: Getreide Reini-
gungsmaſchinen, Rüben Schneidemaſchi
nen, Häckſel- Maſchinen mit 2, 3 und
4 Klingen, Druck- Häckſelmaſchinen, Malz-
Quetſchmaſchinen, Kartoffel Quetſchma-
ſchinen, Drehrollen, Hand Schrotmüh-
len, Roßmühlen, Reinigungs- Maſchinen
u. dergl. auch halte ich noch fortwährend
neue Getreide-Reinigungsmaſchinen und
Rüben- Schneidemaſchinen von der bekann-
ten Sorte bei Hrn. Pinkert, Gaſthofs-
beſitzer zum Schützen in Weißenfels,
zur Anſicht und Verkauf bereit. Das
bisher geſchenkte Zutrauen werde ich durch
reelle billige Bedienung auch ferner zu er
halten ſuchen.

Zeitz, den 26. Juni 1847.
G. Sünderhauf,

Maſchinenbauer.

Pferde-, Geſchirr- und Wagen-
Auetion.

Am 5. Juli früh 9 Uhr ſollen im Gaſthof
zum Prinzen von Preußen in Hettſtedt ein
Paar gut eingefahrne Wagenpferde (Walla-
chen 8 und 10 Jahre alt, wovon der eine
ſich beſonders zum Reiten eignet, von Farbe
hell und ſchwarzbraun), ingleichen ein zum
Ein- und Zweiſpännigfahren halbverdeckter
Chaiſenwagen, ſo wie ein Paar egale noch
ziemlich neue Kutſchſielengeſchirre, desgl.
eines zum Einſpännigfahren, eine faſt noch
neue komplette Häckſelbank 2c., meiſtbietend
gegen gleich baare Zahlung verkauft werden.

2500 Thlr. ſind noch auf gute ländliche
Hypothek auszuleihen.

Juſtiz-Commiſſar Wilke.

Ein junger gebildeter Mann, der ſich
dem Baufache widmen will, kann ſofort
in das Comtoir eines Maurermeiſters ein-
treten. Das Nähere weiſt Hr. Zimmer-
mann am Markt nach.

Eine Familie wünſcht ſogleich ein Logis
von 4 7 Stuben zu beziehen. Nähbere
Auskunft ertheilt G. v. Kienbuſch, Stadt-
fleiſchergaſſe Nr. 139.
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Für das durch Herrn J. Richter zu
Wettin von einem Ungenannten freund
lich gemachte Geſchenk von 1 Thlr. hier-
mit unſern herzlichſten Dank.

Der Vorſtand
der deutſch- katholiſchen Gemeinde.

e L

Wollmaſchinen-Verkauf,
beſtehend in zwei Krämpel-, einer Vor-
und zwei Feinſpinnmaſchinen, nebſt Wolf,
ſämmtlich in gutem Stande und von eng-
liſcher Bauart, ſtehen billig zu verkaufen
in Halle Nr. 1356.

Vorzüglich ſchöne Hanauer Filz-
und Seiden-Hüte empfing wieder und
empfiehlt in größter Auswahl

Ludwig Breitfeld,
Große Steinſtraße Nr. 130.

Battiſtene und ſeidene Halstücher, etwas
ganz Neues, empfing

Ludwig Breitfeld.

Eine Partie Rock- und Hoſenzeuge zu
3, 3 u. 4 Sgr. empfiehlt als ſehr billig

Ludwig Breitfeld.
qkqu-

Sehr ſtarken fetten geräucherten
Rheinlachs, friſchen Hamburger
Caviar u. große Lüneburger Neun-
augen empfiehlt G. Goldſchmidt.

Einladung.
Künftigen Sonntag als den 4. d. Mts.

Vormittags 10 Uhr zur Einweihung der
hieſigen neuen Orgel, wobei eine Muſik-
Aufführung ſtattfindet, ſo wie Nachmittags
zum Tanzvergnügen, ladet hiermit ein

der Gaſtwirth Heinert in Reideburg.

Von heute an iſt meine Wohnung beim
Stellmachermeiſter Herrn Naumann hier,
in der kurzen Gaſſe; zu ſprechen bin ich
ſicher jeden Morgen bis 9 Uhr.

Zörbig, d. 29. Juni 1847.
Dr. von Lehmann,

pract. Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer.

So eben erhielt ich einen Transport
ächte franz. Seiden- Hüte neueſter
Façon, die ich zu billigen Preiſen beſtens
empfehle. A. Goltze, gr. Klausſtraße.

Gutes geſundes Malz, auf ei-
ner engliſchen Darre gedarrt,
hat zu verkaufen

H. Petzold, Leipz. Straße,
im Gaſthof zum rothen Roß.

Friſcher Kalk
Sonnabend den Z. Juli bei Trübe.

2700 und 2000 Thlr., gleich zahlbar,
ſind auszuleihen durch Kuckenburg, Nr.
285.

Auf Verlangen
heute, Donnerstag den 1. Juli

Fürſtenthalezweites

Roſenfeſt
mit großem Concert, ſowie neuer
Decoration und Jllumination.

Anfang 7 Uhr.

Pulverweiden.
Heute Donnerstag Militair-Con-

cert, anbei Brathecht mit neuen Kar-
toffeln.

Funkens Garten.
Freitag den 2. Juli großes Militair-

Concert. Anfang 6 Uhr.

Tivoli.
Donnerstag den 1. Juli: Humoriſti-

ſche Studien, Luſtſpiel in 3 Akten
von Lebrün. Hierauf: Lorenz und
ſeine Schweſter, Poſſe mit Geſang
in 1 Akt von Friedrich.

F. E. Spieß Schirmfabrik in der alten Poſt
empfiehlt ihr aſſortirtes Lager in den neueſten Paraſols, Paraplues, Pro-
meneurs, Marquiſen, billigen Knickern (à St. 5 Sgr. Zugleich halte
zum Ueberziehen der Schirme eine große Auswahl ſeidene und baumwollene Zeuge und
übernehme alle Reparaturen der Schirme unter Zuſicherung der billigſten Preiſe.

Der Herr Paſtor Kluge in Radegaſt ſagt in ſeiner letzten Erwiderung in
Nr. 136 dieſes Blattes, daß wir Stoff zu einer hämiſchen Verläumdung zu-
ſammengeleſen hätten; wir wollen den Herrn Paſtor gern durch Verzeihung ſolcher
Schmähworte den Weg chriſtlicher Liebe zeigen und ubrigens dem leſenden Publikum
die Beurtheilung überlaſſen, ob nahe an zwanzig Gemeindegliedern weniger zu glauben
ſein möchte, als einem Einzigen, ſei es auch ein ſich als Vertheidiger aufgeworfener
Herr Puaſtor.

Naue. Franz. Köppe.

Gebauerſche Bu chdruckerei.

Münzner, im Namen der Uebrigen.

S
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